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Sachgebiet 2122 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, 
Köster, Frau Dr. Neumeister, Dr. Jenninger, Dr. Hammans, Burger 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2162 - 

betr. Approbationsordnung für Ärzte 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
mit Schreiben vom 14. August 1974 - 014 - KA 7 - 43 - die 
Kleine Anfrage im Namen der Bundesregierung wie folgt be- 
antwortet: 


1. Werden einheitlidie Lernzielkataloge und Ausbildungspläne 
für das Internatsjahr ausgearbeitet? 

2. Durch welche Maßnahmen kann die Einhaltung dieser Lern- 
zielkataloge und Ausbildungspläne sichergestellt werden? 

Die praktische Ausbildung in Krankenanstalten im letzten Jahr 
des Medizinstudiums, bei der es sich trotz der gelegentlichen 
Bezeichnung als „ Internats jahr" nicht um eine Internatsaus- 
bildung handelt, ist der letzte Ausbildungsabschnitt der ärzt- 
lichen Ausbildung, die ein 6 jähriges Medizinstudium umfaßt. 
An diesen Ausbildungsabschnitt schließt sich der Dritte Ab- 
schnitt der dreigliedrigen Ärztlichen Prüfung an. Dieser Prü- 
fungsabschnitt besteht gemäß § 13 Abs. 1 Satz 2 der Approba- 
tionsordnung für Ärzte (ÄAppO) aus einem schriftlichen und 
einem mündlichen Teil, wobei der schriftliche Teil die Stoff- 
gebiete „Innere Medizin" und „Chirurgie" betrifft (s. § 31 
ÄAppO) und der mündliche Teil dem Nachweis dient, daß der 
Prüfling die während des Studiums erworbenen Kenntnisse in 
der Praxis anzuwenden weiß und über die für den Arzt erforder- 
lichen methodischen Grundkenntnisse und Fertigkeiten verfügt 
(s. § 33 Abs. 2 ÄAppO). Die Anlage 19 zu § 32 Abs. 2 der 
ÄAppO enthält eine Zusammenstellung des Prüfungsstoffes für 
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den schriftlichen Teil der Prüfung, während § 33 a.a.O. im einzel- 
nen die Hauptgegenstände des mündlichen Prüfungsteils auf- 
führt. Die ÄAppO gibt damit selbst einen einheitlichen Rahmen 
für die Gestaltung der praktischen Ausbildung im letzten Jahre 
des Medizinstudiums. Im übrigen müssen die Hochschulen 
selbst die Ausbildung innerhalb dieses Rahmens gestalten und 
sicherstellen, daß die Studierenden den Prüfungsanforderungen 
der Verordnung gerecht werden können. 

Es gibt mannigfache Bestrebungen, über diesen groben, durch 
die AAppO selbst gesteckten Rahmen hinausgehende einheit- 
liche Pläne für die Durchführung der praktischen Ausbildung 
zu erarbeiten. So hat der Westdeutsche Medizinische Fakultäten- 
tag bereits im Jahre 1972 „Empfehlungen für ein Unterrichts- 
programm für das praktische Jahr in Innerer Medizin und 
Chirurgie" beschlossen. Die zuständige Arbeitsgruppe bereitet 
derzeit Rahmenprogramme für die Ausbildung in verschiedenen 
der übrigen klinisch-praktischen Fachgebiete vor. 

Das Institut für medizinische Prüfungsfragen in Mainz, dem die 
Vorbereitung der schriftlichen Prüfungen nach der AAppO ob- 
liegt, hat daneben gemäß Artikel 2 Abs. 1 des Abkommens 
über die Errichtung und Finanzierung des Instituts für medizi- 
nische Prüfungsfragen vom 14. Oktober 1970 (GVBl. Rheinland- 
Pfalz 1971 S. 95) die Aufgabe, Kataloge der Gegenstände, auf 
die sich die schriftlichen Prüfungsfragen beziehen, zu erstellen. 
Diese Gegenstandskataloge, bei denen es sich nicht um Lern- 
zielkataloge handelt, stellen eine Konkretisierung des durch die 
Approbationsordnung für Arzte gegebenen Rahmens dar. Für 
die im Zusammenhang mit der praktischen Ausbildung im letz- 
ten Jahr des Medizinstudiums interessierenden Stoffgebiete 
Innere Medizin und Chirurgie werden solche Gegenstands- 
kataloge voraussichtlich im Herbst dieses Jahres vorgelegt 
werden. 

Von der Mehrzahl der Universitäten, zum Teil von mehreren 
gemeinsam, werden daneben Studienpläne und Ausbildungs- 
programme für die praktische Ausbildung entwickelt. In diesem 
Zusammenhang ist der von Bund und dem Land Berlin geför- 
derte Modellversuch „Entwicklung eines Konzepts zur Durch- 
führung des praktischen Jahres im Rahmen des Medizinstudiums 
nach der neuen Approbationsordnung für Arzte" zu erwähnen, 
den die Freie Universität Berlin ab Herbst 1974 mit den Fach- 
gebieten Innere Medizin, Chirurgie und Frauenheilkunde in 
einem Berliner Lehrkrankenhaus durchführen wird. 

Soweit wegen des Standards der ärztlichen Ausbildung und 
wegen der bundeseinheitlichen schriftlichen Prüfungen eine ein- 
heitliche Ausrichtung der Ausbildungen im praktischen Jahr 
des Medizinstudiums notwendig ist, sind - wie gesagt - im 
wesentlichen die Prüfungsstoffübersichten der Verordnung 
selbst und die Gegenstandskataloge des Instituts für medizini- 
sche Prüfungsfragen in Mainz die entscheidenden Orientierungs- 
punkte. Aufgabe der Hochschulen ist es, eine Ausbildung zu 
vermitteln, die es den Studierenden ermöglicht, den Wissens- 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DfUCkSdChG 7/2488 


Stoff und die Fähigkeit zu erwerben, die in den in der ÄAppO 
vorgesehenen Prüfungen gefordert werden. Es wird darauf hin- 
zuwirken sein, daß die Hochschulen diese Aufgabe erfüllen 
können. 

Soweit darüber hinaus einheitliche Ausbildungs- und Studien- 
pläne erarbeitet werden sollten, obliegt es zunächst den Hoch- 
schulen, sich untereinander über deren Beachtung zu verstän- 
digen. 

Im übrigen hängt es im wesentlichen von einer gleichmäßigen 
sächlichen und personellen Ausstattung der Ausbildungsein- 
richtungen ab, inwieweit ein einheitliches Niveau der ärztlichen 
Ausbildung gesichert werden kann. Die praktische Ausbildung 
im letzten Jahr des Medizinstudiums setzt neben dem Vorhan- 
densein der in der Verordnung vorgeschriebenen Einrichtungen 
einen entsprechenden Bestand an befähigtem Lehrpersonal vor- 
aus. 

Was die Sicherstellung einer der Ausbildung in den Hoch- 
schulkliniken gleichartigen und gleichwertigen Ausbildung in 
Lehrkrankenhäusern anlangt, so besteht überdies die Möglich- 
keit regelmäßiger Abstimmung und Absprachen zwischen den 
Hochschulen mit den für die Ausbildung verantwortlichen 
Ärzten der Lehrkrankenhäuser. Eine Reihe von Ländern beab- 
sichtigt, eine Vereinbarung hierüber in die Verträge zwischen 
den Hochschulen bzw. dem Land und den Lehrkrankenhäusern 
aufzunehmen. 


3. Haben die Bundesländer entsprechend den Bestimmungen der 
Approbationsordnung für Arzte alle Voraussetzungen geschaf- 
fen, die praktische Ausbildung für Medizinstudenten im Inter- 
natsjahr sicherzustellen? 

Nach den Mitteilungen der obersten Landesgesundheitsbehör- 
den und der obersten Landeskultusbehörden arbeiten die zu- 
ständigen Stellen in den Ländern intensiv daran, die Voraus- 
setzungen für die Durchführung der praktischen Ausbildung im 
letzten Jahr des Medizinstudiums bis zum erstmaligen Anlaufen 
dieser Ausbildung am 1. August 1975 zu schaffen. Die Verhand- 
lungen zwischen den Universitäten und den Lehrkrankenhäu- 
sern, an denen neben den obersten Landeskultusbehörden die 
obersten Landesgesundheitsbehörden beteiligt sind, befinden 
sich, auch soweit endgültige Vereinbarungen noch nicht abge- 
schlossen worden sind, in einem sehr fortgeschrittenen Stadium. 
Es wird überall damit gerechnet, daß die beabsichtigte Zahl der 
Ausbildungsplätze in den Lehrkrankenhäusern am 1. August 
1975 bereitgestellt werden kann. Hierbei gehen die Länder da- 
von aus, daß die Zahl der Studierenden, die zu dieser Zeit die 
praktische Ausbildung beginnen werden, erheblich unter der 
Zahl der Studienanfänger des Sommersemesters 1970 liegen 
wird, die nach den Vorschriften der § 37 Nr. 2 und § 38 Abs. 2 
AAppO erstmals die praktische Ausbildung in Krankenanstal- 
ten zu durchlaufen haben. 
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Nach Mitteilung der Länder ist es nicht möglich, genaue Zahlen 
darüber anzugeben, wieviel Studierende am 1. August 1975 und 
zu den folgenden Terminen des Beginns des praktischen Aus- 
bildungsabschnittes diese Ausbildung aufnehmen werden. Um- 
fragen bei den Studierenden brächten nicht in jedem Fall kon- 
krete Ergebnisse, so daß man auf Schätzungen angewiesen sei, 
die aber wegen des schwer vorhersehbaren Studienverhaltens 
der Studierenden sehr unsicher seien. Die Schätzungen der 
Länder kommen nicht zu einheitlichen Ergebnissen. Ein Teil 
rechnet damit, daß 30 bis 50 Vo der Studienanfänger des Som- 
mersemesters 1970 die Ausbildung am 1. August 1975 aufneh- 
men wird, nach Schätzungen anderer Länder werden es um 
50 Vo oder sogar bis zu 70 Vo sein. Mehr als auf diese geschätz- 
ten Zahlen berechnete Studienplätze für die praktische Aus- 
bildung könnten in den meisten Ländern am 1. August 1975 
nicht bereitgestellt werden. Es wird aber auch ein höherer 
Zulauf an Studierenden für diesen Zeitpunkt nicht erwartet. 
Schwierigkeiten können aber nach Auffassung der Länder zu 
den späteren Terminen des Beginns der praktischen Ausbildung 
^ in Krankenanstalten (1. Februar 1976; 1. April 1976; 1. Oktober 
1976 und später) eintreten, weil mit einer Kumulation der 
Zahl der Studierenden gerechnet wird. 

Es wird angenommen, daß die erwartete Zurückhaltung der 
Studierenden gegenüber dem Eintritt in die praktische Aus- 
bildung im letzten Jahr des Medizinstudiums im Laufe der Zeit 
abnehmen wird, und zwar einmal deshalb, weil erfahrungs- 
gemäß die Bereitschaft zur Teilnahme an einem neu eingeführ- 
ten Ausbildungsabschnitt wächst, wenn solche Ausbildungen 
einmal angelaufen sind und durchgeführt werden, zum anderen 
aber auch, weil in der Zeit vom 1. Oktober 1976 an Studienjahr- 
gänge für diesen Ausbildungsabschnitt anstehen, die das ge- 
samte klinische Studium nach neuem Modus abgelegt haben 
werden und daher auf das neue Ausbildungssystem ausge- 
richtet sind. 

In den meisten Ländern können für den Fall einer stärkeren 
Kumulation nicht genügend Studienplätze für die praktische 
Ausbildung angeboten werden. Es wird für ausgeschlossen an- 
gesehen, daß im Jahre 1976 und später Ausbildungsplätze in 
einer Zahl geschaffen werden, die über 100% eines Studien- 
jahrganges hinausgeht. Insoweit wird darauf hingewiesen, daß 
die Hochschulkliniken kapazitätmäßig bereits bei unter diesem 
Prozentsatz liegenden Anforderungen völlig ausgelastet seien 
und auch nicht die Möglichkeit bestehe, Lehrkrankenhäusern 
eine größere als die in den abgeschlossenen Vereinbarungen 
vereinbarte Zahl von Studierenden zuzuweisen. Insoweit wer- 
den daher erhebliche Schwierigkeiten erwartet. 

Was das Verhältnis zwischen der Zahl der an den Hochschul- 
kliniken zur Verfügung stehenden Ausbildungsplätze für die 
praktische Ausbildung im letzten Jahr zu derjenigen in Lehr- 
krankenhäusern benötigten Plätze angeht, so sind die Verhält- 
nisse in den einzelnen Ländern unterschiedlich. In der Mehr- 
zahl der Länder werden mehr als die Hälfte, zum Teil bis zu 
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90®/o der Studierenden an Krankenanstalten außerhalb der 
Hochschulkliniken ausgebildet werden müssen. 

Die Mustervereinbarung für die Beteiligung von Krankenan- 
stalten außerhalb der Hochschulen an der klinisch-praktischen 
Ausbildung von Studierenden der Medizin, die von der Kultus- 
ministerkonferenz nach vorheriger Beteiligung der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft am 1./2. Februar 1973 beschlossen 
worden ist, ist Grundlage bei den Vertrags Verhandlungen 
zwischen den beteiligten Stellen über die Bereitstellung von 
Ausbildungsplätzen an Lehrkrankenhäusern. In Berlin und 
Hamburg, wo ausschließlich städtische bzw. staatliche Einrich- 
tungen zu Lehrkrankenhäusern bestimmt worden sind, wird die 
Übernahme der Ausbildungsaufgaben verwaltungsintern ge- 
regelt. 

Die in der Mustervereinbarung entsprechend § 4 ÄAppO vor- 
gesehene sächliche Ausstattung wird möglicherweise bei der 
Mehrzahl der Lehrkrankenhäuser am 1. August 1975 gegeben 
sein. Insoweit ist von Bedeutung, daß ein großer Teil der Län- 
der nur gut ausgestattete Krankenanstalten in die nähere Wahl 
genommen hat. Soweit bauliche Maßnahmen an Lehrkranken- 
häusern erforderlich sind, wird nicht in allen Fällen damit ge- 
rechnet, daß sie rechtzeitig abgeschlossen werden können. Was 
die notwendige Ausstattung der Hochschulkliniken und der 
Lehrkrankenhäuser mit zusätzlichen, für Ausbildungszwecke 
einzusetzenden Personals angeht, so sind auch insoweit Vor- 
bereitungen durch Berücksichtigung der Anforderungen in den 
Haushalts- und Stellenplänen getroffen worden. 

Aus den Ländermitteilungen ergibt sich somit, daß am 1. August 
1975, dem für den erstmaligen Beginn einer praktischen Aus- 
bildung im letzten Jahr des Medizinstudiums vorgesehenen 
Zeitpunkt, für die erwartete Zahl der Bewerber Ausbildungs- 
plätze, wenn auch nicht mit optimalen Möglichkeiten, so aber 
doch in ausreichender Zahl zur Verfügung gestellt werden 
könnten. Zu den darauffolgenden Terminen, vor allem voraus- 
sichtlich vom 1. Oktober 1976 an, kann es aber w^egen der er- 
warteten Kumulation der Zahl der Studierenden zu ernsten 
Schwierigkeiten an Hochschulen und Lehrkrankenhäusern kom- 
men. Die Bundesregierung wird sich daher für eine geeignete 
Übergangslösung zugunsten der Studierenden einsetzen, die 
im Jahre 1970 und im Sommersemester 1971 mit dem Medizin- 
studium begonnen haben. 


4. Treffen wiederholt in der Öffentlichkeit geäußerte Bedenken 
zu, daß die in Aussicht genommenen Lehrkrankenhäuser auf 
ihre Aufgabe so gut wie überhaupt nicht vorbereitet sind? 

Die Arbeiten an der „Mustervereinbarung für die Beteiligung 
von Krankenanstalten außerhalb der Hochschulen an der prak- 
tischen Ausbildung von Studierenden der Medizin" sind so 
rechtzeitig aufgenommen worden, daß die Ständige Konferenz 
der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutsch- 
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land bereits im Frühjahr des Jahres 1973 hierüber beschließen 
konnte. Soweit Verhandlungen zwischen den ständigen Stellen 
in den Ländern und den Lehrkrankenhäusern zu diesem Zeit- 
punkt noch nicht aufgenommen waren, sind sie unmittelbar in 
der Folgezeit aufgenommen worden. In ihrer Antwort auf die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Prinz zu Sayn-Wittgenstein- 
Hohenstein, Dr. Hammans, Rollmann, Frau Dr. Neumeister, 
Dr. Fuchs und der Fraktion der CDU/CSU betreffend Durch- 
führung der Approbationsordnung für Ärzte vom 28. Oktober 
1970 (Drucksachen 7/797 und 7/906) hat die Bundesregierung 
bereits darauf hingewiesen, daß diese Verhandlungen in einigen 
Fällen schon ein fortgeschrittenes Stadium erreicht hätten. 

Zu der nunmehr vorliegenden Kleinen Anfrage wird in den ein- 
geholten Länderstellungnahmen mit Nachdruck darauf hinge- 
wiesen, daß seit Jahren ein ständiger Kontakt zwischen den 
zuständigen Länderministerien, den Universitäten und den in 
Aussicht genommenen Lehrkrankenhäusern besteht, bei dem 
Grundsatz- und Detailfragen der Ausbildung gemeinsam er- 
örtert und beraten werden. Zudem werden die für die Aus- 
bildung Verantwortlichen in den Lehrkrankenhäusern stets un- 
verzüglich über alle Entwicklungen unterrichtet, die für die 
praktische Ausbildung im letzten Jahr des Medizinstudiums 
Relevanz haben. 


5. Genießen die Studenten der Medizin während der praktischen 
Ausbildung im letzten Studienjahr (im Hinblick auf die be- 
sonderen Risiken einer Tätigkeit im Krankenhaus) den Schutz 

a) der Berufsgenossenschaften, 

b) einer ausreichenden Haftpflichtversicherung? 

6. Wer bezahlt die Prämien für diese Versicherungen? 

Gemäß § 539 Abs, 1 Nr. 14 Buchstabe d der Reichsversiche- 
rungsordnung sind Studierende während der Ausbildung an 
Hochschulen gesetzlich unfallversichert. Die praktische Aus- 
bildung in Krankenanstalten im letzten Jahr des Medizin- 
studiums ist Bestandteil des Hochschulstudiums. Die gesetzliche 
Unfallversicherung erstreckt sich daher auch auf die Studieren- 
den dieses Ausbildungsabschnitts, unabhängig davon, ob sie 
an Hochschulkliniken oder Lehrkrankenhäusern ausgebildet 
werden. 

Träger der studentischen Unfallversicherung ist gemäß § 655 
Abs. 1 in Verbindung mit § 653 Abs. 1 Nr. 5 der Reichsversiche- 
rungsordnung jeweils das Land. 

Die Regelungen hinsichtlich einer Haftpflichtversicherung der 
Studierenden während der Ausbildung im letzten Jahr des 
Medizinstudiums sind nicht ländereinheitlich. 

In einem Teil der Länder besteht keine Haftpflichtversicherung 
der Studierenden, die in Universitätskliniken ausgebildet wer- 
den. Es wird insoweit darauf verwiesen, daß eine Notwendig- 
keit für eine solche Versicherung nicht bestehe, weil der Studie- 
rende Verrichtungen, die eine Schädigung des Patienten her- 
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beiführen können, nicht eigenverantwortlich, sondern nur unter 
ständiger Aufsicht und Verantwortung des zuständigen Aus- 
bilders durchführen dürfe, der im Schadensfall verantwortlich 
sei. Bisher habe sich keine Notwendigkeit für eine Regelung 
dieser Frage ergeben. 

In anderen Ländern genießen die Studierenden an Hochschul- 
kliniken den Haftpflichtversicherungsschutz nach den Grund- 
sätzen der Selbstversicherung des Landes oder durch Einbe- 
ziehung in eine besondere zwischen der Universität und einem 
Haftpflichtversicherer abgeschlossene Haftpflichtversicherung. 

Die Frage wird noch Gegenstand weiterer Erörterungen mit 
den Ländern sein. 

In den Anmerkungen 5 a der „Mustervereinbarung" heißt es 
unter der Überschrift „Haftungsregelungen": „Für Personen und 
Sachschäden durch Studierende der Medizin im Krankenhaus 
sollte der Krankenhausträger seinen Haftungsschutz entspre- 
chend erweitern und mit dem Land die Erstattung der hierdurch 
entstehenden Kosten vereinbaren." 

In den Ländern soll dementsprechend eine Regelung getroffen 
werden, durch die die Studierenden der Medizin während der 
praktischen Ausbildung im Krankenhaus in die für dieses Kran- 
kenhaus bestehende Haftpflichtversicherung einbezogen wer- 
den, Die Länder sind bereit, den Lehrkrankenhäusern die 
Kosten, die durch zusätzliche Prämienleistungen entstehen, zu 
erstatten. 


7. Während der einjährigen praktischen Ausbildung - insbeson- 
dere bei Tätigkeit in Lehrkrankenhäusern außerhalb der Hoch- 
schulorte “ entstehen für Medizinstudenten im Vergleich zu 
anderen Studiengängen höhere Lebenshaltungskosten. 

Können diese erhöhten Kosten durch einen Zuschlag zu den 
Leistungen aus dem Bundesausbildungsförderungsgesetz abge- 
golten werden? 

Es steht nicht fest, ob für Medizinstudenten während der ein- 
jährigen praktischen Ausbildung im Verhältnis zu anderen 
Studenten in vergleichbarer Situation höhere Lebenshaltungs- 
kosten tatsächlich entstehen. Man wird keinesfalls generell von 
höheren Kostenbelastungen der Studierenden während des 
Studiums im letzten Jahr ausgehen können. Soweit es sich um 
Fälle handelt, in denen die praktische Ausbildung außerhalb 
des Hochschulortes erfolgt, darf im übrigen darauf hingewiesen 
werden, daß auch in anderen Studiengängen Ausbildungsver- 
anstaltungen an Orten außerhalb des Hochschulortes stattfin- 
den. 

Die Bundesregierung wird versuchen, eine Klärung der tat- 
sächlichen finanziellen Belastungen während der praktischen 
Ausbildung im letzten Jahr des Medizinstudiums herbeizufüh- 
ren. Entscheidungen in der Ausbildungsförderung können erst 
getroffen werden, wenn das Ergebnis dieser Klärung vorliegt. 
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8. Gibt es andere Möglichkeiten, die aus der , Änderung der 
Approbationsordnung resultierenden höheren finanziellen Be- 
lastungen für Medizinstudenten abzugelten? 

Diese Frage ist zu verneinen. 

Bei der praktischen Ausbildung in Hochschulkliniken und Lehr- 
krankenhäusern im letzten Jahr des Medizinstudiums handelt 
es sich weder um ein Praktikum noch um ein der Referendar- 
ausbildung ähnliches Ausbildungsverhältnis. Daher werden auch 
keine entsprechenden Vergütungs- oder Unterhaltszuschußan- 
sprüche für diesen Ausbildungsabschnitt ausgelöst. Die prak- 
tische Ausbildung ist Bestandteil des Studiums. Dies ergibt sich 
aus dem eindeutigen Wortlaut des § 3 Abs. 1 Nr. 4 der Bundes- 
ärzteordnung in der Fassung vom 4. Februar 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 273), wonach die ärztliche -Ausbildung ein Studium 
der Medizin von mindestens sechs Jahren umfaßt, von denen 
mindestens acht, höchstens zwölf Monate auf eine praktische 
Ausbildung in Krankenanstalten entfallen müssen. Nur mit 
einem sechsjährigen Hochschulstudium der Medizin wird im 
übrigen den Anforderungen der Europäischen Gemeinschaften 
entsprochen. 


9. Welche Urlaubsregelung ist für Medizinstudenten während 
des Internatsjahres vorgesehen? 

Nach § 3 Abs. 3 ÄAppO werden auf die Ausbildung im letzten 
Jahr des Medizinstudiums Unterbrechungen bis zu insgesamt 
vier Wochen angerechnet. Das bedeutet, daß durch Unter- 
brechungen bis zu dieser Dauer bedingte Ausfallzeiten nicht 
nachgeholt zu werden brauchen. Für den genannten Zeitraum 
kann der Student auch Freizeit beanspruchen. 


10. Handelt es sich bei der praktischen Ausbildung der Medizin- 
studenten um ein privatrechtliches Praktikantenverhältnis, auf 
das die entsprechenden arbeits- und sozialreditlichen Bestim- 
mungen anzuwenden sind (wie im Berufsbildungsgesetz und 
anderen gesetzlichen Bestimmungen), oder handelt es sich um 
ein öffentlich-rechtliches Praktikantenverhältnis? 

Bei der praktischen Ausbildung im letzten Jahr des Medizin- 
studiums handelt es sich, wie oben bereits gesagt, um Hoch- 
schulstudium. Es liegt weder ein privatrechtliches noch ein 
öffentlich-rechtliches Praktikantenverhältnis vor. Die für solche 
Rechtsverhältnisse geltenden Bestimmungen, insbesondere 
solcher arbeits- und sozialrechtlicher Art, finden keine Anwen- 
dung. Dies gilt sowohl für die Fälle, in denen die Ausbildung 
in Hochschulkliniken durchgeführt wird, als auch für die, in 
denen die Ausbildung in Lehrkrankenhäusern stattfindet. Die 
Studierenden haben in jedem Fall ebenso wie während der 
übrigen Studienzeit Studentenstatus. In den Anmerkungen zur 
„Mustervereinbarung" ist unter 5 b ausdrücklich festgestellt, 
daß der Krankenhausträger und die Studierenden in keine 
unmittelbaren vertraglichen Rechtsbeziehungen zueinander 
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treten. Es heißt dort weiter, daß die Studierenden daher keinen 
Anspruch auf Vergütung, Unterkunft, Verpflegung, Stellung 
von Schutzkleidung und Erstattung von Kosten (Fahrkosten 
u. a.) durch den Krankenhausträger haben. 


11. Erbringt der Medizinstudent Dienstleistungen für das Kranken- 
haus, in dem er seine praktische Ausbildung erhält? 

12, Wenn ja, welches Entgelt wird für angemessen gehalten? 

Die Frage ist zu verneinen. Inhalt des Studiums im letzten Jahr 
ist ebenso wie bei den übrigen Ausbildungsphasen ausschließ- 
lich die Ausbildung und nicht eine praktische Arbeitsleistung. 
Gemäß § 3 Abs. 4 Satz 5 ÄAppO darf der Studierende im 
Krankenhaus nicht zu Tätigkeiten herangezogen werden, die 
seine Ausbildung nicht fördern. Für nennenswerte praktische 
Arbeitsleistungen des Studenten, die der Patientenversorgung 
dienen, ist während dieser Zeit kein Raum. 


13, Wie soll das durch die neue Approbationsordnung angestrebte 
Ziel einer verstärkten praktischen Ausbildung der Medizin- 
studenten erreicht werden, wenn der Student während seiner 
Ausbildung nicht auch praktische Arbeitsleistungen, die der 
Patienten Versorgung dienen, lernt und wiederholt durchführt? 

Das durch die Approbationsordnung angestrebte Ziel einer ver- 
stärkten praktischen Ausbildung wird dadurch erreicht, daß der 
Studierende praktische ärztliche Verrichtungen unter Aufsicht 
und Verantwortung des zuständigen Ausbilders so zu üben und 
auszuführen hat, bis er sie beherrschen lernt. So lange solche 
Verrichtungen nur unter diesen Umständen vorgenommen wer- 
den können, steht der Ausbildungs- und Übungszweck im Vor- 
dergrund der Betrachtungen, Es können zwar solche Tätig- 
keiten auch gleichzeitig der Patientenversorgung dienen. Sie 
stellen aber angesichts der notwendigen Anleitung und Auf- 
sicht durch das Ausbildungspersonal eher eine Belastung als 
eine meßbare Dienstleistung für die Hochschulkliniken oder 
Lehrkrankenhäuser dar. 


9 



